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wenig. Schultern.
In diesem Zusannenhang muß man aber feststellen, daß

wir
S: 2.

?röftige Unterstützung aus der Umgebung bekommen haben (Cellei

oser
:?nindest Angebote dafür (Bückeburg usa.).

?

Differenzen
in der Vorbereitung sind uns aus Bremen und Hamburg bekannt

Darau! wollen
wir im einzelnen nicht eingehen, rur soviel: In Brexnen wird

Faktisch
nicht mobilisiert, aber Freunde der BBA selbst wollen kommen

u
Narlurg gab es ziemlich früh einen Vorbereitungsausschuß des autonomen

Plenure,
der von 5 − 8 Stadtteilgruppen getragen wurde. Er hat ein eige−

nes
F.uzblatt erstellt, und für Samstag 2 Busse organisiert.

Ir
De: eziertenplenum ist die Auseinandersetzung, die auf den Vorbereitungs−

konfe:
_nzen geführt worden ist, garnicht so richtig zum tragen gekommen, oder

zurin:est sehr spät, Dafür haben dann einzelne BIs ungefähr 10 000 Flugblät−
ter b? stellt, sodaß also in Hamburg doch einiges zu laufen scheint,

Zur weiteren Vorbereitung

Nach ur.esem Info erscheinen noch 2 Plakate: Tdirekt zur Veranstaltung, das

wohl nur
für den norddeätschen Raum interessant sein dürfte, 2) ein Plakat

das der genauen Ablauf, was passiert usw. angibt. Telefonisch bestellen I
’

für
De

v?erstag,
11.00 Uhr haben wir in Hannover im Raschplatzpavillion zu

einer ?’essekonferenz eingeladen,

Anscons;en
werden wir uns auf die konkrete Vorbereitung in Hannover selbst

Konsen:rieren,
Das IN W−BiRO ist ab sofort besetzt täglich 15.00 Uhr bis 22.00 Uhr,

1) Vera?staltung
Die /sranstaltung am Freitag abend wird vom ASTA der TU gemeinsam mit

der Firgerinitiativen durchgeführt und findet im Audi−Max statt. Ver−
tinllich zugesagt haben für das Podium: Grohnde−Angeklagter und Anwalt, W.Soyka,
ein Jlehrt−Euch−Kandidat, Jens Scheer, Richter E. Ostermeyer. K.Traubs
hat aus terminlichen Gründen abgesagt, mit anderen Freunden stehen

wir noch in Kontakt. Möglich ist u.U. noch die Teilnahme eines Mit−

gliets der BI Lüchow−Dannenberg.
Wir schlagen vor, in den Mittelpunkt der Diskussion Thesen zu stellen,
Cie etwa lauten könnten:
− iias bedeutet die These vom Atomstaat,
− Licmfilz und Unvereinbarkeitsbeschlüsse,
− De Anti−Afll−Bewezung − Ausdruck demokratischen Widerstandes oder

x*.minelie Schwerverbrecher,
− ie kann gemeinsam gegen die Einschränkungen demokratischer Frei−

Info _Nr. 6

Liebe Freunde |

Wenige Tage vor den

hannoverschen Aktionstagen noch einnal

ein Vorbereitungsinfo. Es hat im we−

sentlichen 3 Aufgaben:

1) zusammenfassende Darstellung des
Standes der Mobilisierung,

2) genaue Information über das Wochen−

ende seibst und

3) Material für Arbeitstreffen.

Insgesart sind wir der Meinung, daß

durch die wöchentlichen Infos er−

reicht worden ist, daß in der Vorbe−

reitung bundesweit eigentlich imner

der gleiche Informationsstand vorhan−

den war. Das ist wichtig, weil in

vielen Fällen die Unsicherheit, die

über Großaktionen herrschte, die zeist

ohnehin kurze Nobilisierungs− und Vor−

bereitungszeit noch verkürzte. Dieser

Fehler ist wohl bei fast allen großen
Aktivitäten der Anti−AKW−Bewegung ge−
macht worden. Wir haben versucht ihn

zu vermeiden.
Bitte teilt uns am Wochenende mit,

wieweit das gelungen ist, damit wir im

Rahmen des Arbeitstreffens auch diese

Erfahrung auswerten können.

ITUNGEN_ UNDI. STakD DER_VOR

Soweit wir das überblicken können, läuft die Vorbereitung für das Wochen− ,

ende ganz gut. Die Unterstützerliste unter

BILIS

Hannover, O4 − 06 − 78

Es gibt für die letzte woche zur

letzten Mobilisierung noch 2 Plakate
in kleiner Auflage:

1) Veranstalturgsplakat
schwarz auf grün, A353

2) Prozrammzlakat für ganze Wochen−
ende
2 Tarbiz A 3

Wenn Ihr welche haben wollt:
− anrufen (0511/ 31 91 82)
− wir schicken umgenenä per Eilpost

los
− Arkunft am folgenden Tag I

Außerden sind noch Restbestände vom

1. Plakat da.

Dienstag wird letztmalig der Aufruf

mit Unterstützerliste und vollstän−

digem Programn gedruckt.

Mittwoch für alles:

allerletzter Versandtermin I.

dem Aufruf ist roch erkeblich− on

||
|

länger geworden, bis hin nach Niederlande. In ziemlich vielen Orten fanden |

und finden Veranstaltungen mit Grohnde−Angeklagten statt. Einige BIs haben

uns mitgeteilt, daß in der Vorbereitung des Aationswockenendes es ihnen

wieder gelungen ist, ihre Konkakte Kontakte anzusprechen und ihre Arbeit

zu stabilisieren(3sp. Emden). Andere Orte, z.B. Siegen, hoffen zit zehr

Leuten nach Hannover zu kommen, als sie etwa nach Kalkar gefahren sind.

Wir haben den Aufruf jetzt in üter 50 000 Exenplaren in Umlauf gebracht,

die Plakate +n knapp 10 000 Exemplaren. Mehrere Orte haben eigene Flugblätter

Gadnugehtes Ergebnis der Vorbereitung des
gesanten Wochenende

ist aber

wohl, daß die Frage der Xririnalisierung und wie der Kanpf gegen
sie zu

führen ist, verstärkt geführt worden ist, was sich hoffentlich im Ar−

beitstreffen niederschlägt.

Wir kennen bundesweit keine prinzipielle kblehnung gegen die Aktion.
=

wollen aber (was uns teilweise unterstellt wurde), Schwierigkeiten vr

Differenzen nicht verschweigen. Schwierig ist die Situation
veAe
| u

ver selber. Zwar unterstützen die A& arbeitenden BIs die Aktion nac

i katier i Aktivitäten, oder wie

durch Flu blattverteilen, plakatieren, eigene a

a 31 Aisenln größeren Kredit sür die Vorbereitung.. Die eigentliche J

Vorbereitungsarbeit (und das ist nicht wenig), ruht doch nur auf ziemlich

h− iten vorgegangen werden.

wei? ?re Vorschläge ?

P
a
u
s
e
a
e

Wen: Ihr Freitag schon von außerhalb nach Hannover kommt, meldet Euch

bit’e möglichst früh bei uns, damit wir die Schlafplätze einigermaßen

in <en Griff bekomnen.

2) Dezenstration
Dis Nezonstration ist soweit erstmal genehmigt. Sammelplatz ist am

Wel:o.:bunker (siehe Karte), der \Welfenplatz. Das ist nicht so furchtbar

gür: *ig, weil auf einer Seite direkt eine Polizeikaserne angrenzt. Aber

wen; wir wirklich diesmal auch durch ein Wohnviertel demonstrieren wol−

len? gibt es leider keinen besseren Platz.. Üreff ist ab 10.00 Uhr mit

Mus: 5 und Theater. 10.45 Ukr kurze Ansprachen, 11.00 Uhr Abmarsch, wobei

wir ?öglichst keine Verspätung in Kauf nehmen wollen, damit das Folge−

Pro,ran?n nicht beschnitten wirde

Gen. ?ere Infos zur Anreise liegen bei. Bitte ruft uns an, wenn Ihr bei

Euc!. losfahrt unä sagt, wann ihr ungefähr hier seid und mit wieviel Leuten

Ihr :ommt. Dann können wir einigermaßen kalkulieren,

® Die Zückertische vor und während der Demonstration sind angemeldet. Wer

sic?bereit erklärt hat einen Tisch zu übernehmen muß uns mitteilen, wann



"3r

er »imstag in Hannover ankommt,

Die Niederländer, die die die Demonstration unterstützen, wollen einen
Kun I?jebungsteitrag halten. Wir haben das zugesagt,
Noc ?ral zum Charakter:
Die hbückeburger haben uns geschrieben: "Wir unterstützen die Demo ng
all::dings nickt bedenkenlos. Es sollte diesmal auf jeden Fall eine Kon−
{ro ?zation verzieden werden, weil sondt die ganze Demo hinfällig wäre."
Sol ie Bedenken sind von ziemlich vielen Stellen gekommen und beziehen
sic: auf die Demonstration am 25.Februar, an der es Zwischenfälle gab,
die :?icht von allen Teilnehrern getragen wurden. Wir haben auf einer
Ger vorbereitungskonferenzen mal festgehalten, daß alle Aktivitäten
der Demonstration dem Ziel der Demonstration dienen sollen,

Anfragen sind bezügl. unseres Vorschlages gekommen, Ortsschilder nitzu−
bri:sen. In einem Brief heißt es: "Die Ortsschilder ermöglichen den
Bull:n doch eine viel bessere und schnellere Auswertung Ihrer Bilder."
Das ist wahrscheinlich ziemlich richtig. Aber die Frage ist dann doch
wohi eher, wieweit wir bereit sind, uns zu verstecken, statt die bundes−
weiGemeinsankeit unseres Kanpfes gegen die Kriminalisierung zum Aus−
Gruk zu bringen. Einige Orte (z.B. Kassel) haben solche Ortsschilder
vor!ereitet und werden sie mitbringen, Wir finden das auch nach wie vor
ricltig, ave: wenn BIs der Auffassung sind, daß das zu gefährlich ist,
dle? ©. die Entscheidung darüber natürlich jeder BI überlassen,

Desit − ?eiturg:
Ein: se Verwirrung haben die verschiedenen Vorschläge zur Demo−Ltg. gebracht,
Sicl.erlich hat eine Demo−Ltg in Hannover nicht so eine Bedeutung, wie in
Brol.dorf, Grohnde oder Kalkar. Aber gerade desolate Charakter der Demon−
stri.t?.on vom 25.rebruar, die Zwischenfälle und unser unkoordiniertes Ver−
halt«? zeigen, daß eine solche Einrichtung einigen \iert hat.
zür jznnover ist eine Kern der Demo−Ltg. bereits festgelegt. Die Frage ist
als? −−und das können wir von hieraus nicht bestinmen− wo gibt es legitin
besti:mte Beauftragte (bsp. Niw ?), die in der Dexro−Lig. mitarbeiten. Das
Tre?ien der Vertrauensleute am Lautsprecherwagen soll nicht den Sinn haben,

ganr eine Demo−Ltg. auszukungeln, denn die Beauftragten solcher Regional−
verlände werden dann ja wohl schon feststehen. Vielmenr sollen morgens die
Inf.:mation gesammelt und ausgegeben werden, und die Demo−Ltg. zur Kenntnis

gen rsen werden. iienn es dann noch irgendwelche Differenzen gibt, kann man
weit zrsehen.

ichkeiten für das Arbeitstreffen geben wir hier noch nicht an. Das

zt genauer erst auf der Demonstration. Xlar ist soviel: Treffen für

rteitstreffen ist um 16.00 Uhr vor dem Audi−Max der TU. Wenn Ihr

rtische usw. aufstellen wollt, konmt bitte früher (möglichst früh)
zu cieser Anlaufstelle. Da steht ein Info−Dienst, der Euch einweist.

1arakter:
7 den Charakter des Arbeitstreffens gibt es noch sehr unterschiedliche

stellungen. So äußerte eine Delegierte auf dem Harburger Bül−Delegierten

er.z, das Arbeitstreffen sei dafür, daß es für das rnüchste halbe
Jahr

icht?ngsweisend sein solle, viel zu schlecht vorbereitet. Und in
Hannover

wurde auf einen Vorbereitungstreff gesagt, Material solle überhaupt nicht

versz?ickt werden, dadurch würde das Treffen einen viel zu organisierten
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Charaiter erkalte:.

wir wirden das Arbeitstreffen plakativ so sehen:

Stardorte, − Erfahrungsaustausch über die Arbeit
und Fragen

der
BIs, .

− Diskussion der anstehenden Aufgaben und Tragen, Insgesant haben wir
immer

vom lerinn einer Bundesweiten Diskussion gesprochen. Nehr
sollte man

sich

ersinal bitte nicht versprechen. Aber das ist eigentlich auch schon ziem−

lic! viel.

−Inforxation über die

Was sich inhaltlich abspielt, daß härgt ganz von der Vorbereitung ab,
?ie die Teilnehmer selbst machen und wieweit sie sich eintringen wollen/
können/tun,
Was wir bisjetzt an liaterialien mitschicken können ist nicht allzuviel.
Einige BIs bringen nach Sachen auf dem Treffen selbst ein,

Li.

a)

b)

e)

4)

e)

5)

Organisatorisches

Für Leute aus der Umgebung, die uns noch organisatorisch an Freitag
unterstützen wollen: Treff ist um 18.00 Uhr, Raschnlatzpavillion.
Bitte stellt Euch darauf ein, gleich in Hannover zu bleiben,

Benutzt bitte für alle Anfragen und Informationen das bekannte
Telefon 0511 / 31 91 82. Auch während des Kongresses. Darüberhinaus
steht zusätzlich das Info−Büro in dem UJZ−Glocksee zur Verfügunglab Freitag).
Aber wir möchten die Leitung möglichst ein tiüchen freinalten,

Schlafplätze sind organisiert, Was Ihr braucht sind nur Luftmatrazen
und Schlafsäcke nötig (Das Aufbauen einer Zeltstadt wurde uns unter−

sagt).

Die Anfabrt und Verkehrsleitung ist organisiert. Auf beiliegendem
Verkehrausschuß−Info ’findet Ihr Eure Abfahrt, die aber auch ausge−
schildert ist. Wir stellen Info−Punkte auf, die Euch durch die Stadt
lotzen. Kommt mit den Bussen direkt zum \ielfenplatz, steigt aus und
wir sagen Euch dann, wo ihr die Busse hinschicken könnt. Sie sollen
Euch abends am Eauptgebäude der TU abholen (auch schon rach der Demo).

Abfahrt solltet Ihr möglichst mit den Veranstaltungen koordinieren.
Für Leute, die nur Samstag bleiben, schlagen wir 21.30 Uhr als Äbfahrts−
terz?in vor.

Finanzen
Es kount jetzt langsam einiges Geld rein, was wir auch dringend brau−

chen. Dafür erstmal Dank. Wir haben z.2t. 3400,− DM Schulden, wovon

1600,− geliehene Gelder sind und 1800,− DM Druckschulden. Kasse und

Konto ca. 1250,− DM. Weitere Kosten: Dies Info, Druck und Porti;

Aufrufneuauflage, LKi−liiete für Demo.
Wenn Ihr jetzt noch Gelä habt (Spenden oder Eezahlung), dann über−
weist sie nichtmehr, sondern bringt sie uns Sanstag mit (zezen

Quittung an Klaus). Gute Erfahrungen sird übrigens gamit gezacht worden,
bei Vorbereitungsaktionen zu sarmeln,. Wir werden am .ochenerde in

Hannover (Demo) auch nochmal breit samzeln, |
Und denkt dran: Der Überschuß geht an die Grohnde−Prozeß−Konten I

Die Vorbereitungen sind in die heiße Phase eingetreten |

Also: auf zum Endspurt (obwohl das Wochenende nur eine Etappe ist) I

Auf gutes Gelingen und mit unverseuchten Grüßen I

Eure Vorbereitungsgruppe Hannover |



1969 :

1971:

Kurzbericht über den Widerstand gegen das AKW Esenshamm
Der Oberkreisdirektor des Landkreises Wesermarsch,
Bernhard. kungelt heimlich mit dem Energiekonzern
NWK einen Standort aus für das ?größte Kernkraft−
werk des Planeten: Esenshamm an der Unterweser.?
Bernhard ist dabei ?Vertreter der NWK" (Grundstücks−
aufkaufer), Aufsichtsrat der NWK−Tochter EWE und
oberster Genehmigungsbeamter für die wasser?echt−
lichen Genehmigungen für das AKW ?n einer Person.
Genehmigungsantrag (Ableitung von 1600 Ci Tritium
und 10 Ci sonstige Radionuklide pro Jahr) und Bau−
beginn sind im Frühjahr. Es bildet sich eine Bürgerin?−
tiative, d?e spontan ca. 1000 Unterschriften gegen das
AKW zusammenbringt. Im Sommer läuft unter Bern−
hards Vorsitz die Farce einer Erörterung über die E?n−
wendungen gegen das AKW ab

1972: Zum Jahresbeginn kann die förmliche Genehmigung
immer noch nicht erteilt werden, weil Gutachter eine
stärkere Betonschutzhülle verlangen. als sie die bereits
fertiggestellten Fundamente aufnehmen können: durch
Weisung wird die Sicherheit des AKW schließlich für
ausreichend erklärt.
Mitte des Jahres wird die 1. Teilgenehmigung (Atom)
für das Konzept. den Standort und die Fundamenteer−
teilt unter folgenden Auflagen:

®
? kein Abwasser ins Butjadinger

system,
? Bau von Kühltürmen oder entsprechendem,
? verbindliche Entscheidungsgrundlageist der in Ar−

beit befindliche Wärmelastplan (WLP) Weser

Bewässerungs−

| Oldenburg,d.27.1.1978
®

In der Klage der Bürgeraktion Küste (BAK) gegen
»n Nied

j ini

Landkreis
sächsischen Sozial

rechtswidrigen Genehrigungen fü

waltungsgericht Oldenbur

ermöglichen.
Das Gericht, das die Betroffenheit der am Butjadin−

»r Bewässerungskanal wohnhaften Kläger Lübben und
.elefeld ausdrücklich bejahte, setzte damit die
sprüngliche Auflage wieder in Kraft, daß in das

radioaktives Abwasser
und verseuchtes

Wasser niemals (auch bei Sturmflut) ase#t auf
landwirtschaftlich genutzte Flächen spülen darf.
Gleichzeitig wurde damit auch der Trick der Lan−
desregierung vereitelt, durch die Aufhebung des
Wärmelastplans Weser und Veränderung der entspre−
chenden Genehmigungspassagen dem Klageerfolg des
Fischers Gustav Schäfe aus Brake den Boden zu ent−
ziehen. Dieser hatte nämlich 1976 vor Gericht ge−
wonnen, weil die Auflage der 1.Teilgenehmigung zur
Erfüllung des Wärmelastplans und zum Bau von Kühl−
türmen offensichtlich von der NWK nicht eingehal−
ten wurden. Nun gelten diese Auflagen wieder un−
umstritten und das Oberverwalturgsgericht Lüne−

©
Siel und die Gräbenkein
aus dem Atomkraftwerk gelangen

1973 :

1974 5

1975:

1976 :

und den
Wesermarsch wegen der ihrer Meinun

das Atomkraftwer
an der Unterweser konnte am Freitag vor dem Ver−

ein weiterer Teilerfol
errungen werden:
Das Gericht erklärte den Versuch der beklagten Ge−

nehmigungsbehörde für rechtswidrig, die Umwelt−
schutzauflagen der 1.Teilgenehmigung von 1972
durch deren Fortlassung in einer geänderten Fas−
sung von 1977 zu umgehen, um der Nordwestdeutschen
Kraftwerke AG.(NWK) eine baldige Inbetriebnahme zu

Mitte findet der erste Erörterungstermin für die was−
serrechtlichen Genehmiaungenstatt und muß unfertig
abgebrochen werden. Sofort danach erteilt Bernhardt
heimlich nur der NWKdie 1. Teilgenehmigung (Wasser)
Ende des Jahres findet der 2 Wassererörterungstermin
statt und muß wieder abgebrochen werden.
Mai kommt endlich der WLP−Weser heraus: keine wei−
tere Erwärmung der Unterweser (Tidegewässer) mehr
Die niedersächsischen Behördensind ratlos und setzen
schließlich in einem Geheimerlaß den WLP−Weser im
Bereich Esenshamm außerKraft.
In jetzt angesetzten 3. Wassererörterung muß Bernhard
seinen Vorsitz wegen Befangenheit (Grundstückmak−
lerei für die Antragstellerin NWK) niederlegen.
Mitte des Jahres wird die Burgeraktion Küste (BAK),
e?n Zusammenschluß norddeutscher Burgerinitiativen
Umweltschutz neu organisiert. Es werden wenige aus−
gesuchte Kläger finanziell, wissenschaftlich und organi−
sntorisch voll unterstützt.
Januar Demonstrationen in Butjadingen
Im Ma? w?rd d?e fast 500sc?tige Klagebegrundung der
BAK gegen das AKW vorgelegt. Im Juni w?rd d?e 7. TG
(Atom)fur den Probelauf des AKW auf Antrag der BAK
gerichtlich gestoppt. nur durch Tricksen m?t den Was−
sergenehmigungen gelingt den Behorden der Probe−
lauf dennoch. Im September ergeht e?n vernichtendes
Teilurteil gegen die Wassergenehmigung: erwärmtes
Wasser darf in d?e Wesern?cht eingeleitet werden.

41977:

Esenshamm von 1000
?Demo b?Yemonstfranten besetzt
Esenshamm (dpa). Zwischen 1200 und 1500

Demonstranten haben gestern mit einer vor−
übergehenden Besetzung des Kernkraftwerks−
geländes Esenshamm gegendie fur das Jahrrs−
ende erwartete probeweise Inbetrienunahme des
1300−Meqawatt−Kernkraftwerkes Unterweser
protestiert. Bei der Aktion, die von der B?r
mer ?Burgerinitiative Kuste? als friedliche De−
monstration geplant worden war, sonderten
sich Gruppen von Kerpeneraiegeanern ah. bra
chen mit Gewalt die Werktore auf, r?ssen den
Maschendrahtzaun auf etwa 100 Mrie? LAnye
nieder und zerstörten Telefonschaltkästen und
zahlreihe Warnschilder auf dem Bauplatz
Ihnen folgten etwa 1000 Demonstranten, dir
das Gelände etwa eine Stunde lang besetzten

Eine Hundertschaft der Pol?zei aing geacn
die gewaltiätigen Demonstranten vor und h?n−
derte sie unter Einsatz des Schlagstockes, b?s
zu den Kraftwerksgebäuden sowie dem Info?
mationspavillon vorzurringen. Dabei nahmen
die Beamten drei Demonstranten vorübergr−hend fest. Nach Angaben der Polizei bildeien
rund 400 Kundgebungsteilnehmer aus Brenien
den ?harten Kern? der Demonstranten. Bei
ihnen wurden zahlreiche We?ikzeuge un.
Schlagwalfen gefunden und sichergestellt.
®Der Bundesverband Bürgerinitiative Um−
weltschutz (BBU) hat an Bundesinnenminister
Werner Maihnfer (FDP) appelliert, die Zustim−
mung zum vorläufigen Retrieb der Atomkraft
werke in Esenshamm an der linterweser und
in Ohu an der Isar zurückzunehmen.

Das Niedersächsische Sozialministerium handelte
bei der umstrittenen Änderung eindeutig im Inte−

nach

aus?

aktives Cäsium.

resse der Atominäustrie, in diesem Falle der NWE,
Deshalb war diese Änderung rechtswidrig; denn,
so sagte der Vorsitzende des Gerichts wörtlich: ,es
"müssen bei einer für die Umgebungsbevölkerung
nachteiligen Abänderung eines Genehmigungsbeschei−
des auch deren Interessen im Vordergrund stehen"

Das Teilurteil des Oldenburger Verwaltungsgerichts
versetzt die juristische Auseinandersetzung also
wieder in den alten, für die Kläger günstigerer
Stand. Wie sieht es aber nun im Gesantverfahren

!

Die Richter hielten die Sache insgesamt noch nicht
für entscheidungsreif und verkündeten zusammen mit
dem Teilurteil einen Beweis− u. Auflagenbeschluk:
− Es soll von Prof,Feldt (Gerichtsgutachter) eine
Stellungnahme zu seinen neuesten Sedimentations−

messungen (Schlickablagerung) abgegeben werden im
Hinblick auf die von Klägerseite durch Prof.Bleck
vorgetragenen enormen Belastungswerte durch radio−

− Das Wasserwirtschaftsamt Brake soll Auskunft ge−
ben über dig Bewässerungssysteme rechts der Weser.
Bisher waren nur die linken Einlaßsiele erörtert
worden, weil unmittelbar dort das radioaktive Ab−
wasser des Atomkraftwerks eingeleitet wird.
− Die Strahlenschutzkcmmission soll Auskunft geben |
über den Sicherheitsspielraum der Berechnung von

Prof.Felät hinsichtlich der Belastung im Normalbe−
trieb über Wasser−Pflanze−Kuh−Milch−Mensch.
− Die

Anlagensicherheit (Berstschutz etc.) soll
in einem weiteren Beweistermin untersucht werden.burg, die 2.Instanz in dieser Wasserrechtsgeschich−

te, wird es schwer haben,ein anderes Urteil zu fin−
den.
Blamiert hat sich in dieser Sache auch der Bremer
Senat, der immer vorgab, die Interessen der Bevöl−
kerung zu vertreten. Er fiel auf den Trick der
Niedersachsen herein, erkannte die Änderungen an
und zog seine Klage zurück, weil bis 1982 Kühl−
türme garantiert wurden.

Das Gericht hat es sich also noch nicht zugetraut,
in der gegenwärtigen Siturs, en eine abschließende
Entscheidung zu fällen. T?;s verschafft den Klägern
und den Bürgerinitiativen ie Möglichkeit, durch
anhaltend aufrechten Widerstand gegen die Inbetrieb−
nahme dieses Atomwerks sowie gegen das gesamte Aton−
programm noch mehr Menschen zu überzeugen und für
den gemeinsamen Kampf zu gewinnen.



−WAS BEBEUTET DIESES URTEH?
Das Urteil ist ein Teilurteil. iur

Bubleihe2.ist Föwonnen, nicht der Feldzug gegen
ae nnkraftwerk Esenshamn. Aber das Urteil ehr äber−Bürgerinitiativen Mut. Daß sie dal?ci nrohe Beemütig werden, dafür hat das Gericht Balbenu@sorgt durch die

Andeutung antragen bezüg−nd menschenverachtenden Auf zue−lien der Gefahr von
Flugzeugabstürzen. nnsitzende Richter Harms sagte im Rahmen de

ü
s Urteils: . . .

eeaeuhnis der
Seneiezuünehne TERNE=Kammer zu der Überzeugung gelangt, daß enrer eine Rechtsverletzung
Nkönnen, das Kernkraftwerk sei nicht

me engegen Flugzeugabsturz ausgelegt. Denn
ersie daraus resultierende ev
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ANALRFun diem Kernkraftwerks auch unter BE =sichtspunkt des Bevölkerungsrisikos
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Beruse Geutlich, daß wir
DmEErEn Kineratand?enen massenhaft entfalten müssen,

endIfheee kann
schlieätieh DeB. das Argumen es −klagen. In Wyhl wurde z.B. i

_ En
t

rka bwohl ein solchesselberstens anerkannt, obwo e
in Flug−

ij is ä i
brscheinlich ist wie ein Feignis ähnlich wahr

nn nnBerturz. Der starke Widers ar 2 s
EeeBevölkerung konnte das Gericht zu diesen
Urteil zwingen.wi i r Inbetrieb−

je
steht es nun mit der drohenden { _a: aufgrund einer eventuell

überraschend
er

eeteilten &. Teilgenehmigung? Sie war
redas Ergebnis eines Eilverf Arens der
u n nzkiert. Der

Rechtsbeistand der Kläger, Prof.
sagte dem PROZESSKURIER

dazu: u _"Das heutige Teilurteil ist als
Ergebniszu zeseren Gunsten zu werten, Wenn es aber
aGericht schon vorher Gründe genug gab, eine

?_betriebnahme zu verhindern, dann gilt das jetz
erst recht." \
Das Gericht wird bis

Suneetens
zum 3. Februar

inen Eeschluß hierzu fä en. E_so sehr wir uns über den Teilerfolg der Klä
ger der Bürgeraktion Küste freuen, By

Benemüssen wir betonen, daß wir uns auf die Ge−
richte nicht verlassen dürfen. Das haben wir
erfahren!

_Alle Menschen, die erkannt haben, daß Atom−kraftwerke unser Leben gefährden, müssen
m.terhin und noch verstärkt der Regierung unden Gerichten deutlich machen, daß sie diese

lebensbedrohenden Anlagen niemals
penund dulden werden. Nur dann wird das Zie

?erreicht werden, nicht etwa Atomkraftwerke
mit verbesserten Sicherheitsvorkehrungen

22haben, sondern das ganze Atomprogramm zu be−
enden und die laufenden Anlagen zugunsten um−
weltfreundlicher Technik stillzulegen.
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Im Januar ha te das ungsgericdenburg eine Anderung der Baugenehmigung fürunzulässig erklärt, die die niedersächsische
Landesregierung zugunsten der Atomfirma NWKan der ursprünglichen Genehmigung angebracht?hatte, um dem Klageerfolg des Fischers Schäfeaus Brake gegen das Atomwerk den Boden zu ent−ziehen.
Sagt, radioantiv verseuchtes Wasser in das But−Jadinger Bewasserungssystem einzuleiten. Da dasbei dem gewählten Standort unmöglich ist, hat−te die Regierung diese Bestimmung einfach auf−Behoben . Genauso geschah es mit dem Wärnelast−plan der Weser, weil er nicht einzuhalten war.Während der Bremer Senat seinerzeit diese krun−men Touren anerkannt und seine Klagen gegen das
Atomkraftwerk zurückgezogen hatte, erklärte dasGericht die Änderungen für rechtswidrig.−
Allerdings nicht, weil die radioaktive Ver−Seuchung des Wassers abzulehnen sei, sondernnur, weil bei der Abwägung der Interessen vonIndustrie und Bevölkerung die letzteren nichtansrteichend berücksichtigt seien.

Nun hat die Re ierung also eine neue Genehni−gung erteilt, die gegen die Argumente des Ge−richts "wasserdicht" sein soll. Das heißt also:− in der einige abwägende Worte zu den Interes−sen der Bevölkerung und vielleicht eine gewis−se Verringerung der abzugebenden radioaktivenGiftstoffe enthalten sein werden.Die zahllosenanderen Argumente, die die Atomkraftgegner undKläger gegen das Werk anführen, interessierendie Regierung dabei überhaupt nicht :

@:&s gibt keine unschädliche Strahlendosis !Selbst die geringste künstliche Stranlenbe−lastung wird deshalb unweigerlich zu ei?höhung der Krebsrate führen.

@®Die Genehmigungen und das ganze Atomprogramnsind
verwaltungsrechtlich nichtig, weil sie

Esenshanmn zerschlagen wird und Giftstoffe für
freisetzt, bedroht ganz

Das Gericht
zeßmaterie

Verwaltungstricks zugunsten der Atomindustrieunterlaufen werden.Das ist auch gar kein Wunder! Wenn man sich dieUrteilstexte Senauer ansieht, so waren sie alleim Ansatz bereits darauf angelegt, den Genehnmi−&ungsbehörden Hinweise zu geben, wie die Geneh−migungen aussehen müssen, um nach bürgerlichenRecht weiteren Klagen widerstehen zu können.Gerichtsurteile ?gegen das
hamm dienten daher de facto immer
werksbetreibern, nicht den Klägern. Denn es.sind die Gerichte eines Staates, der das Aton−progrann mit allen Mitteln durchsetzen will.

Alle Menschen, die erkannt haben,werxe unser Leben gefährden, müssen deshalb wei−ternin und verstärkt der Regierung und den Ge−richten deutlich machen, daß sie diese lebens−Searohenden Anlagen niemals hinnehmen werden.sur dann werden wir das Ziel erreichen :Nicht etwa Atomkraftwerke mit verbesserten
Zicherheitsvorkehrungen zu haben, sondern dasganze Atomprogramm zu beenden und die laufendenanlagen zugunsten umweltfreundlicher Techniken

daß Atomkraft−

stillzulegen,

In der alten Genehmigung war noch unter−
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So ungeheuerlich, wie hoch dieses Urtsil ist, müssen wir sagen: das 1st

noch ein"mildes" Urteil! Das Gericht und der Staatsanwalt teilen die De−

monstranten in 3 Gruppen ein: die "Unbeteiligten", die "Mitläufer" und
den"harten Kern". Jerry wurde als "Mitläufer" verurteilt. das läßt uns
die noch folgenden Urteile fürchten!

Am n ächsten Montag, 24.4., soll das nächste Urteil verkündet werden, ge−

gen Andreas aus Göttingen. Der Staatsanwalt hat 18 Monate Gefängnis oh−

ne Bewährung gefordert.

1° Gerichte wollen, wie es auch schon die Presse und die Staatsorgane
massiv tun, die Bewegung spalten: in kriminelle und friedliche Gegner
der Atommordwerke. Das lassen wir uns nicht gefallen!T!!TIffriiiytiiin!
Darüber hinaus dienen Prozesse gegen AKW−

Gegner der Stimmungsmache und damit der
WAS AESCHAH

NNGROHNDE :
Durchsetzung von weiteren reaktionären Ge−

setzesvorhaben,wie der Einschränkung des
Demonstrationsrechts und der Verschärfung des

Versammlungsgesetzes.Diese Entwicklung trifft ol an
alle fortschrittlichen Menschen,sie trifft aenmden Deu
aber heute insbesondere rie Anti−AKW Bewe− des mörderischen

Atonkraftwerks Srohndeö s : = . 5 E ; ji
. em elle an

Benenstrationvom10.5.inGnohndemitall?n

|

Feezezenesnzretistenenan"Terlänette dtter
− = .)e en Protestunterschriften und Klagen vor Gericht
ihren Widerstandsformen unterstütz haben. nicht gefruchtet hatten,erklärten die Bür−

Darum müssen alle diese Kriminalisierungs− iserutandEuansinmu
versuche geschlossen zurückdrängen,unab− sen unsere Forderungen selbst praktisch ver−

hängig davon,wie wir zu den unterschiedlichen

|

YrkufrurFeigeungversuchten SesenBau−
es Widerstandes stehen. platz zu besetzen.Sie wurden

auf
brutalste

Das Vorgehen der Regierun egsen AKW−Ge Weise von der Polizei angegriffen,wenige

führt lem vor kuss, u an in reren
wurden willkürlich herausgegriffen und

nu
. , . mißhandelt.Sie sollen stellvertretend für

Staat schon wieder möglich ist. alle wegen schweren Landfriedensbruchs
Solche Massnahmen können jeden treffen, der fürk

langen Freiheitstrafen verurteilt werden.

seine Rechte demonstriert, der nicht jeden An − ?Jeder,der dabei auch
sriff der Regierung, jede Unterdrückungsmassnah− nur als Kulisse dient,..
me widerspruchslos hinnehmen will. Sie richten soclan alt

Kompne
süch gegen den Arbeiter im Streik wie gegen den

uee
Landwirt auf der Treckerdemonstration,.
Viele fragen sich, wo soll das noch hinführen,
wenn immer mehr verboten wird. Wir meinen,
solche Massnahmen sind Schritte in den Un−
rechtsstaat. Dazu gehören auch soltvhe Tatsa−
chen wie die ungesühnten Todesschüsse der Po−
lizei in den letzten Jahren, die jetzt durch
das einheitliche Polizeugesetz selbst gegen
Kinder erlaubt sein sollen, solche Schritte
sind auch das Kontaktsperregesetz, das jede Ver−
bindung von Gefangenen und Rechtsanwälten ver −

hindern kann.
All das geht nicht nur die Gegner der Atomener−

j
gie an, jeder ist aufgerufen zum prosest−denn:
Wo Recht zu Unrecht wird, wird Widerstand zur
Pflicht! ®
Der Ermittlungsausschuß der BBA ruft
deshalb auf zu einer

zZ 1630 SAMMELN HBF

DEVi
z {T VRR ABMARSCH
SL. 1. 1.18 UHR KunDGeßG.MARKI

Wir fordern alle Menschen auf, gemeinsam mit uns ihre Empörung über das

Vorgehen von Staat und Justiz zum Ausdruck zu bringen. Jeder ist auf−

gerufen zum Protest!

Es wird heute wieder die Gesinnung verurteilt, die alten Zeiten sind
noch nicht vorbei!

RÜCKNAHME ALLER URTEILE GEGEN ATOMKRAFTGEGNER!!!
EINSTELLUNG ALLER STRAF− UND ERMITTLUNGSVERFAHREN GEGEN ATOMKRAFTGEGNER!!!
KEINE PROZESSE GEGEN ATOMKRAFTGEGNER!!!
KEIN ATOMKRAFTWERK IN GROHNDE, ESENSHAMM ODER SONSTWOI!!

L\nceay?cacrn oc

#*
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Mi SCrnoarr.echec? Sozial−?nd
Gecanien zur Verbesserung der Wlammenarleit von [Ta turvissenrchltlern,
?nrärten um tirerrisitl Ptiven .

24isner wird auf dem Gebiet der Wissenschaftlichen Unterstützung des
Ramnfs gegen das Atomorogramm vielfack unkoordiniert gearbeitet.
Konzentrationspunkte sind die großen Verwaltungsgerichtsverfahren
gegen AKW s samt Erörterungsterminen,daneben die allgemeinverständliche
Verbreitung der Wahrheit durch Bücher, Broschüren, Veranstaltungen.
In Einzelfällen auch

anparative
Forschunsen zur Umweltbelastung,Messung

von Umweltoroben.
Bisherige Versuche der überregionalen Kooneration verliefen,u.a.wohl
weil kein kontinuierlich arbeitendes Zentrum existierte,das
Informationen −unsefilteet natürlich− sarmelt und verteilt,das Kontakte
vermittelt und bei dem man überhaupt erfahren kann,was wo wis>enschaftl.

läuft,
Die Gerenseite arbeitet natürlich überregional,dies wird nicht nur aus
der rlanmäßigen Ar beitdes Atomforurs deutlich,sondern auch z.B.daraus,
daß Verw.Gerichtsurteile gerenseitig zitiert und in ihrer jeweiligen
Argumentation verwandt worden.
Finge der dringend konkret angdtehenden Aufgaben:
Kritik der WAA−Pläne,Gutachten usw.\ir hatten ?als der Sicherheitsbericht
von Albrecht vers−rochen wordenwar,Leute aus der szanzen BRD und darübez
hinaus angesnrochen,um di>se Arbeit aufzuteilen,aus diesen Plänen ist

ayfrrund der Zurückhaltung des SSerichts nicht geworden.
7 sammenstellung uns Kritik der Verw.Gerichtsurteile,Ver besserung un−

serep Argumentation an Schwachvpunkten.Encsste Zusammenarbeit mit den
Juristen !
Felduntersuctunsen unter direliter 5Seteiliestng der BIs,vie z.B. die

Leukämrie−Kinder−Erhebunr um Lingen;Finweisen auf Anomzlitäten um
Gundre ringen, Stsde muß nachseganzen werden!

Messungen an Proben im "ormalbetrieb,Bereitsctellung von Probenahmen
bei Störfällen(hatte z.rR. bei Gundremmingen recht zut,bei NWestheim
schlechter zekla?rt).Auftun von a’narativen Möglichkeiten außer SAIT.

Daaioökolos.und auch nivhtradioök.’nt−rsiuchungen,aiuh Überwachung
mithilfe von Tradescantia−Muationen. (besonders wichtiees Gebiet für
Mitarbeit zahlreicher Bls)

zer
ESTuRE und Austausch von Unterrichtseinheiten zur Atomenergie us?.

rfahrungsaustausch,und aomtiger Austausch von allremeinverständlichen
eeinsbesonlere von fachlicher und Gdarstellunssmäßiger Kritih.
Verbesserte Untersuchungen auch auf sözialwitsenschatlichem Gebiet,
z.3.Atomstromkosten, 7Zusa

menhane
Atomenergie und Peschäftigungszahlen,

internationele auantitaive Peziehunsen, (Export z,2.
Erfahrungsaustausch von Trojekten zur alternativen Tnersjegewinnuns.

Diesen vielfältigen Aufsahen steht eine wachsende Zahl wissenschaftlich

cualifizierter AK’−Termer eerenüter,die z.T. überhaurt. keinn ent−
srrechenden Job krieren werden oder ihn verloren bzw,verlieren werden.

Esenfallrs besteht Sersigschaft vieler BIs,an solchen Aufgaben mitzuarbei−
ten und auch finanziell dazu beizutrasen,äaf Leute teil−oder voll−
zeitlich solche Arbeiten übernehmen können,

In anderen Läntern existiert vielfach schon solche Institution,
etwa.Miljöcentrum in Schweden,Frieds of the earth in England,
Amis de la terre in F; auf internationaler Ebene ist das WISE
(Worla information service on energy) in Amstersam im Entstehen,

Für die RRD söllte untrrsucht werden,wieweit existierende "Tinrichtunger
odercZusam menschlüsse/VdSPB−Ökoforie,Ökoinstitut Freiburr,SAIU,..)
in diser Richtung di> Aufraben übernehmen könnten.
Betr.SAIU bertünde die Mörlichkeit,daß eine solche Institution in enger
Zusammenarbeit mit dem Forschungs−und Ausbildungsbetrieb der Bremr
Uni arbeiten könnte(Examensarbeiten z.B.Aanaratives,..)FinaZierung wird
allerdings laufend schwieriger.−
Über alles Formelle der Organisierung muß noch geredet werden,Grundaatz
muß nur sein: Sicherung, daß alle Entscheidungen von der Basis getroffen |

werden,und keine Diskriminierung aus nolit.u,.spnstigen Gründen geschieht.



Tens Scheer
resundheitliche Auswirkungen der gerlanten Wiederauferheitnrsanlan®

bri Gorleben
(Kurze 7u ammenfassunr eines Vortrags auf der Internatinraken

Konferenz geren Wirderaufarbeitung und Endlarerung, Stockholm, 1−3f£]3)

Es wird von den A bgabewerten Für Tritium,C14,Kr°5,11?9 und Plutonivum,

wie sie lseut Sicherheitsbericht genlant sind,sowie von den nach

heutigem technischen Stand möglichen Zurückhaltungen)

Es wird die radioaktive 3elast?ng abseschätzt,die die Bevölkerunr

Mit+teleuronas in einem Umkreis von 300 km zu erwarten hat.

Ts handelt sich um rund 300 000 ooo Menschen,die im Mi:tel mit jährlich

einem zurätzlichen Millirem bestrahlt werden,bei heutiger Technik,

und einem Zehntel ?Millirem,sofern die renlanten,aber nicht realisierten

Zurückhaltevorrichtunsen sich verwirklichen lassen scllten.

Die vessimistischten Schätzunren von Prof.Gofmen führen dazu,?R?
urter einer "Million Menschen, ie mit 1 Yi lirem belastet w>rien,

etwa 6,5 Krebsfälle auftreten,die tödlich enden,alsc hier rund

2000 Todesfälle j=hrlich,rit heutiser Technik,und rund 200 jährlich

mit der rerlanten Zurückhalte−Technik

Uinzu kommen ebenfalls nach Fofman,1?o tödliche Fälle von

Serilddriüsenkrebs,snfern die rr:lanten A?scanen von soviel J1?9,42°?

es zu einer Dosis von 1* Millirem/Jahr fürrt,eineeh=lten werden.

Sofern die zulä siren Grenzwerte einrehslten werden, (9o Millirem/Jahr)
erhöht sich dir Mörliche ?ahl der Opfer auf Foo Jährlich.
(In die benarhharte DIR derf weratlich mehr Tod gehlasen w=rden,dern
Anrt sine dia Äfihrlich zurel?ssenen "Werte 3009 Millirem/Jahr!

Nimmt men =1Isn an,ca?r die Anlare l?o Jahre läuft,
_

errenen sich ar tödlichen rehsf:ilen =u?ter Schilddrüsenkrehbs

\ en:e vorhandener Technik Ro ona Todesorfer
mit ger!anier Techni"r: & oon Torsesnrter,

Tinrn ko−ren an tödlichem Schildadrüsen!:rebs:

insresamt ann − ?h ora FHlis,

Ttwa die sleiche Zahl ist "n Todesf#llen infnlre anderer Krenkreitm

als Krebs zu befürchter infnlre der Strehlenbelastine,

MTnshhänrir von den Dosiswarten het DTrofesrar Sirrnrlace Zusarmmenhtnrs

eujexhen den nbrerebenen Nenren an Radinakiivitit und Sen

Inseteiren der Fintersterhlichlkeit beothschtet, Zurindes in eirer Reir−

wnn Tälle ist fies statistisch resichsrt;in kaum einen Fall ist er

indeutir wilerla−t worden,
1e seinen 7ahlen folrt irfnlre der Ahbraren an di« Luft hei melantr

brebemenren ein Ansteirer Nor Sänelinr−terblichkeit um 10−?0?%,
hejm heutiesen Strn? "ann sich ?ie Säurlirresterklichreit sorer

verdoanne!n nfer vrräreifachen!−Dies ann »llerdinrs in den von Sterr.−

rlass heohachteten Fällen durch cie Verst?rkunr der Wirkunr von anderen

Imweltriften durch die radioaktive Strrhluns hervorserufen worden sein,

vw
.D

>

Insbesondere infolze des Plutoniums,Aas rerelmäfir abrrereben werden

srllfetwa 3 Gramm jährlich)sind im Imkreis von ?00 km Tolerfälls

infolge Lunrenkrebs zu erwarten,die jährlich z=ischen einiren Fäller

un? einiren Hundert Fälle liegen,je nach den Annahmen über die \irt−

samkeit des Plutoniums in der Lunre.

An Erbschäden schließlich sind infolre der Abroben mit heute

vorhandener Tecrnik von ?o − 450 schwere .älle marc Jahr

zu erwarten,bei der perlanten Zurückhaltung irmer noch von 2−45.
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(27909°

ct 1000 1000 0,0 ?% 6°00

Xr−"5 1,5.10 A24000(1,5.10 ) 0,0:(0,%) 12000
(232000)

I−129 50 0,0 −see note

32ta−aero&ols 5
Alrha−aerosols Oo,

The vonulation dose(whose use is highly ouestionable bewause of variation
of zuscextibility with age and other raramsters!?) is zalculate: for
Sentral Zuronre,using conventional disrersion models ?a?ain under>sti−
?atine tne total dose rrobabiy..
Thyroid doses Sue to iodine is ertimated to be 1% nrem/y,non.dose
nance 5 . zZ

1? .? 10? *vrrid.nrem= 1%.1o thrroid.rens annaally.

Liauid ef£]uents to the river Tlbe are secheduled as follows:

v3 − 1200 C1/y
other activities o,h Ci/y.

YMerce ?he following doses are noted:
"hole −oäy 2 mrem/y,tryroid ?Arem/y,bone 5 mrem/y.
To estimate health effects from roralation doses t# values of
mortality caser /million nersons.rem ara needed,whose values widely
zeatter,
arfieilal German auetations are arm?nd In f.Tacobi) for cancer
=TT9=renort:100−h50 errcer Teattr,?200 − 200 cancer cases
SchmiTz−Feyerhalte ?rmhahle val??e Ron,with rance 30n − 1Fno
"der wal?es from ?rfman and "omnlin:5n* −2n00 zenrer wear Taath?r

Iar?n? y=l?>2e Svnr Aaonfrar Ensine intr aaunk za −roriftin −?cnn Snjlite? − z FE a
= ?

Aa Inner −1gtaa?
−
te −Fra Tgent mind op

a=a Inrar lonre nf nr
va at +ln niremal?r Tar− −] na £ n S
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Iy mr Lör

ori rannte nt nm histon

av. as war a an» Sm?et eyei nat
= intn »rrnunt .

Sar thyr−id zanrer Nofman arm?es that most of them will nr 1lethal after

?efinien; Yime,hmea be arrivsse al ro?chlv Ann. ]othal Srroi?

Sennana/−ren−id,rom ?nnce er
−Sthtlanal 775 1etnhal thvr=i! zarcars Annyally,

A tan sian ne iniine wi?) Sr art ten,

Ion yercint nt ha) 1el yerime a?
r vn 1] a Saba Shumaid mansen−

= 3 =rhedulsi −ire nf nraeratin for tne Tarn nf in onen

She ta−al umher of viziire Ans to Tnfman will be,wiin
raront tor

ineyig, 700 z?ncer iesths, Woaycert tiyeeit,

witr sryeg Bartrolo−"
.

2 =°0 zancer Adraths .

"ill amount tn adtitionalENTER

WROo − ?L 000 cases.

A very rnugr estimate vields similar numbers for fatalities Te

to ill Fealin ’iferent from rancer as caused ty radiatinn.

For all ?anulatinn dose calculation it as assumed,t’iat The av>rac»

ddze will he 1?730 of the dose at the worst roint,

Irresrective of doses infant mortalityk rises have hren observed

by Sternrla:s in rdation to zaseous and liquid effluents.Some of hi?

data which we found statistically significant can be mu arized:

Linuid effluents
1og1/y

: infant mortality rise by 5−10.
Gsenus ef?luents 10?Ci/y: " 1−7.

The effect due to liquids will be in the order of %o,while the

gasenus burien might cause a rise of 10−0 %., with plarned emissior

rates,ant up to doubling or tripling with present technnlory!

There will he emission of alrha emitters eoauivalent to 3 arams of

Pu−?239,"he disrersion ist di?fichlt to calenlate,also the oetimates

on the lunr cancer dose scatter widely.A reasonavle cernside. «Lion

of Gofman t=king into account inhomigenious distributicen nf Insrlihle

Pu −articles in the lung Jyut no t referring_to the hot varticle

hyrothesis,arrivss at 10?? eram as lung cancer Jose.
The hot varticle hypothesis ylelds 10 grams,
A reasonable dissersion model ylelds several to several hundred
of ann?al lung cancer cases within a radiue of ?Bo km.

Genetir risks ar® even nnre difficualt to estimrte.
From the BSIR rerort one obtains 6

−. =

6n − 1500 severe genetic }amnges ner Io person rem.

Hence with r−esent technoloey 20−450
with −lanned technology 2−45
such dArmarss arnually. Ä

\

Deiermeas
ofen Stat ment "efnre She TiuclsarRem?latnry Tommittre 7.107,77

Infsan,Tamr!in ot al.nrisenrment and Yancer,wi :inms % "ilaiee
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KPD :
Wie gehles weiter in ler Anh? −AKW− Bewegung

Am 20. April gab sich Bundeswirt−
schaftsminister Lambsdorff im Bun−

destag zufrieden. Die jetzige ?ener−

giepolitische Debatte? könne in ?el−
ner wesentlich entspannteren At−

mosphäre? stattfinden als die ?bei−
den vorangegangenen im Herbst und

vor allem im Sommer letzten Jah−

res? − so begann er seine Rede in

der ?Aussprache? über die zweite

?Fortschreibung? des? Energiepro−
grammms der Bundesregierung.
Die Bourgeoisie und die Schmidt−

Regierung haben ein umfangreiches
Arsenal von Methoden entwickelt,

um die Anti−AKW−Bewegung einzu−

schüchtern, zu zersetzen, zu spalten.
Tonnenweise wurde Werbematerial

der AKW−Industrie verbreitet, zani−

iose Fernseh− und Rundfunksendun−

gen sollten die Werktätigen für das

Atomprogramm der Regierung se
winnen. SPD, FDP und CDU.CSU

verabschiedeten Energiepregranme,
die allesamt den AKW−Bau ins Zei−

@®::
rücken. Die DGB−Führung

idmete sich der Lügenpropaganda,
die AKWs dienten der Sicherung

der Arbeitsplätze. Die Klassengerich−
te wurden eingespannt, um einzel

ve AKW−Gemer willkürlich zu no−

hen Gefängnisstrafen zu verurteilen.

wie zuletzt Jie Prozesse in Hanno−

ver und wie die bevorstehenden Fro−

Jens Scheer und U

Lenze wezen ?Rädelsführerschalt"
am 13. November 76 in Brokdor!

(and angebiichem Sachschaden von

330 000 DM) lehren. Schließlich ha−

ben auch die DKP−Führer, geschwo−

rene Verfechter des Atomprogramms
der Schmidt−Regierung, das ihrige

resse gegen

dazu getan, um innerhalb der Anti−

AKW−Bewegung Zersetzung und

Spaltungsarbeit zu leisten.

Schmidt. Lambsdortf und Konsorten

hoffen, daß diese Arbeit erfolgreich

für sie gewesen ist. Sie glauben,

jetzt die Verwirklichung ihres Ener−

zieprogramms iu schnellen Zügen

durchsetzen zu können. Wo die

genen Gesetze der Bourgeoisie
m im Wege stehen, sollen sie

beseitigt werden. Änderungsentwür−
fe liegen schon in den Schubladen.

Die Bourgeoisie setzt auf die Kri−

minalisierung und schließlich auf

die Isolierung des Widerstands.

Sie setzt auf die Gewalt des Staats−

apparats.
Aber sie wird vergeblich darauf set−

zen, wenn die Anti−AKW−Bewegung
es versteht, aus ihren positiven und

negativen Erfahrungen die Lehren

zu ziehen und auf dieser Grundlage
ihren Kampf fortsetzt.

© Wenn sie anknüpft und festhält

an dem, was die AKW−Gegner trotz

unterschiedlicher Auffassungen in

vielen Fragen verbindet: Der ent−

schiedenen Ablehnung des vaolks−

feindlichen Energieprogramms der

Schmidt−Regierung und dem Bewußt−

sein, daß man sich im Kampf da−

gegen auf die eigenen Kräfte stüt−

zen ?daß man den Kampf auch au−

ßerhalb der bürgerlichen Gesetze

und Gerichte führen muß.

© Wenn die Anti−AKW−Bewegung

anknüpft an den Erfahrungen des

gemeinsamen Kampfs von Anhän−

gern verschiedenster politischer und

weltanschaulicher Positionen, von

Arbeitern und Bauern, Werktätigen
und Intellektuellen, Umweltschüt−

denae=a
einem halben Jahr. Das liegt nicht freie Zonen und Friedenszonen (wie dern das Atomprogramm der

sten.
=

lichung und. Verteidigung dieses brei−
ten. Bündnisses hat die Anti−AKW−

Bewegung bisher ihre Stärke und
ihren langen Atem bezogen.
© Wenn sie festhält an dem klaren
Blick für den Feind, den sie im

Kampf gegen die Taktik der Bour−

geoisie und ihren Staatsapparat ge−
wonnen hat. .
© Wennsie sich nicht täuschen läßt
durch die DKP−Führer, die sich in

die AntisrAKW−Bewegung eingeschli−
chen haben, um sie von innen her−

aus zu zersetzen und zu spalten (wie
das Beispiel der Spalterdemonstra−
tion von Itzehoe iin Februar 1977

lehrt).
@ Aus der Spaltung der BUU in

Hamburg, wie aus den verschiedenen
Versuchen unterschiedliche zentra−

lisierende Strukturen in der Anti−

AKW−Bewegung zu entwickeln, sei
es seitens des BUU, sei es seitens

des KB oder autonomer Gruppen,
statt Formen einer demokratischen

Zentralisierung .der gesamten Bewe−

gung zu schaffen, die Erfahrungsaus−
tausch, Diskussion und Auseinan−

der ung zwischen ale Bürgei
in iven ermöglichen.

© Aus den Versuchen. der Ant:

AKW−Bewegung Konzepte aufzu−

zwingen, die vom Kamp! gegen das

Atomwprogran?m der Schmidt−Regie−

tung im ganzen abienken und au!

eine Unterstützung der ?Atomwal−

fenspertverrragspolitik* der moder−
nen Revislonisten hinlenkensöllen,

wie das bei der Almelo−Demonstra−
ton Zum Ausdruck?Kim. "DAR" hit
der Almelo−Demonstration wichtige

Grundlagen des gemeinsamen Kamp−
es verlassen wurden, daß sie des−

halb zu −einem Rückschlag für die

i Anti−AKW−Bewegung geführt hat,
ist heute offensichtlich.

Auch aus den bisherigen Erlahrun−

gen der Solidaritätsbewegung mit

den Angeklagten (und Verurteilten)
in den Grohnde−Prozessen müssen

wir lernen. Denjenigen Kräften, die

den AKW−Gegnern, die der Staats−

apparat herausgreift, die er isolieren

und kriminalisieren will, ihre Soida−

rität versagen wollen, muß mit gro−
ßer Entschiedenheit entgegengetre−
ten werden. (Dies muß auch dem
KB gesagt werden. der jammert, an

den Solidaritätsdemonstrationen −−

wie der in Hannover am 25. Fe−

bruar − hätten weniger teilgenom−
men als die, die ?mit in Grohnde

waren? und verschweigt, daß er

selbst gegen diese Demonstration

gearbeitet hat? Hofft er, auch dar−
über würde Gras wachsen − wie

über seine Haltung vor der Demon−
stration in Brokdorf im Februar

letzten Jahres, wo er in ietzter Mi−

nute, angesichts des Verbols, vür−

schlug, die Demonstration abzubia−

sen?)

Woher kommt
der Rückschlag

der Almelo−Demonstration?

Die Seibstzufriedenheit, die Schmidt,
Lambsdorff und "Konsorten zur

Schau stellen, ist freilich nicht ganz
ohne Grund. Denn tatsächlich ist

die Situation für die Monopolbour−
geoisie und die Schmidt−Regierung
heute etwas günstiger als noch vor

daran, : daß eine ?große. Zahl von

Bürgerinitiativen, daß Demokraten

und Kommunisten sich. anstrengten,

gemeinsam die Solidarität mit den

Grohnde−Angeklagten zu organisie−,
ren, wie das der KB glauben ma−

chen will, der im ?Arbeiterkampf?.
vom 16. Mai die Solidarität mit den

Angeklagten gegen den Kampf um

die Verhinderung des Bausdes Wie−

deraufbereitungs− und Atommüllpro−
jektes Gorleben auszuspielen ver−

sucht. Es ist auch kein ?Glück? (wie
das der ?Arbeiterkampf* bewertet),
daß es zunächst zu keiner Einigung
über Demonstration und Arbeits

treffen in Hannover kam, sondern

das bedeutete den Verlust wichtiger

Vorbereitungsarbeit, und das in ei−
ner Situation, in der die Bourgeoisie
mit .erhöhter Schnelligkeit an der

Durchsetzung des Atomprogramms
arbeiter
?ner? Rückschlag bedsutete nicht die
Demonstration in Hannover, auch

wenn es bei weitem: nicht gelun−

gen ist, eine wirkliche Verbreiterung
der Solidaritätsbewegung zu errei−

chen, auch wenn diese Aufgabe jetzt
erneut vor uns steht. Einen Rück−

schlag?bedeutete die Almelo−Demon−

stration, bei der es. den Verfechtern

des. Afomprögramins der Regferung
gelungen ist, die vorhandenen un−
terschiedlichen. Auffassungen inner

halb der Anti−AKW−Bewegung aus−

zunutzen, an Haltungen anzuknüp−
ten, die den Kampf gegen das Aron?−

programm mit genereller Fortschr.u
lichsfeindlichkeit verbinden und so
der ?Abrüstungs?propaganda .Jier
DKP−Führer den Boden zu bereiten.

Im Aufruf zur Almelo−Demonstra−
von wurde der Kampf gegen das
volksfeindliche Atomprogram?n der

Schmidt−Regierung bis zur Bedeu−

tungslosigkeit abgeschwächt und der

Kampf gegen die atomare Bewafi−

nung als ?Neuorientierung? ausgege−
ben, Immer wieder wurde versucht,
die Demonstrationen gegen die

Grohnde−Prozesse gegen die Alme−
lo−Demonstration auszuspielen, den

Kampf gegen die Ato?nbewaffnung

gegen den Kampf um demokratische
Rechte.

la diesem Zusammenhang gilt es
seibstkritisch festzustellen, daß auch

wir nicht genügend die Positionen
der ?Fortschrittsfeindlichkeit?, d. h.

die Auffassungen kritisiert haben,
die grundsätzlich von der Unbe−

herrschbarkeit der Kernenergie
durch den Menschen ausgehen. Dar−
überhinaus sind wir nicht entschie−

den genug den Kräften entgegenge−
treten, die direkt oder indirekt das

Atommonopol der Supermächte un−
terstützen. Die Kritik der Position
und Taktik der DKP−Führer wurde
nicht umfassend geleistet.
Wir halten es für notwendig, mit
aller Kraft gegen die drohende fa−
schistische Gefahr in der BRD zu

kämpfen und für die vollständige
Vernichtung aller Atomwaffen ein−
zutreten.. Unserer Meinung nach
müssen die Supermächte damit an−

fangen, ihre Atomwaffenarsenale zu

vernichten. Jede Atommacht muß
öffentlich erklären, niemals Atom−
waffen als erste einzusetzen (wie
das die VR China getan hat, was
aber. die Supermächte Sowjetunion
und USA verweigern). Atomwaffen−
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in Südamerika) müssen von :den

Imperialisten (und besonders den

Supermächten) anerkannt werden.
Wir schlagen eine breite Diskussion
dieser Fragen in der Anti−AKW−

Bewegung vor. Es wäre aber falsch,
die gesamte AKW−Bewegung von
vornherein auf? den Kampf gegen
Atomwaffen zu: verpflichten. Ent−
schiedener Kampf muß dagegen den
Versuchen der DKP−Führer angesagt
werden, die die Zustimmung zum

Atomwaffensperrvertrag zu einem
Bestandteil der Anti−AKW−Bewe−

gung machen wollen, die eine Poli−
tik verfolgen, die dem Atommono−

pol der Supermächte dient. Die Mos−
kauer Zeitung ?Neue Zeit? hat vor

einiger Zeit often dargelegt, w?e die

Scwjetunion sich das vorsteilt:

?Konzentriert man die Uranaufbe−

reitungsbetriebe sowie Betriebe zur

Verarbeitung des in AKWs ange−
strahlten Kernbrennstoifs und zur

Verwendung radioaktiver Rückstän−
de in eigens dazu bestimmten Or−
ten der Erde, so würde das die Pro−

Juktion. effektiver und wirtschattli−
cher machen, die schädliche Strah−
jenwirkungen auf− Menschen und
Umwelt beseitigen und zweifellos
eine zuverlässige Kontrolle der

Nichtverbreitung von Atomwaffen

garantieren. Die Sowjetunion ist ein
solches Zentrum und übernimmt die

Verpflichtung, aufbereitetes Uran zu
Eefern sowie angestrahlte Brenn−
stoffe aus den Atomkraftwerken,
die mit sowjetischer Hilfe in ande−
ren Ländern entstehen, zu verar−
beiten.?

Die Abhängigkeit von der Sowjet−
union wird da ais einzige Alternati−
ve gepriesen. Am meisten käme es
den Vorsteliungen der Sozialimpe−
rialisten entgegen, wenn jede Form
von Forschung, weiterer Entwick−

jung von Atomtechnoiogic, verhin−
dert würde (ausgenommen in der
Sowjetunion selbst versteht sich).
Kommt einer solchen Politik eine

generelle Fortschrittsfeindlichkeit
nicht gerade zupaß? Ist es verwun−

derlich, daß die DKP−Führer sich
den kleinbürgerlichen Traum vom

?zurück zur Natur? zunutze zu n?a−

chen versuchen? Dabei spielen die
DKP−Führer natürlich ein Doppel−
spiel. Innerhalb der Ant−AKW−Be−

wegung versuchen sie solche Stin−

mungen auszunutzen und zu schü−

ren, unter den Arbeitern und in
den Gewerkschaften setzen sie da−

gegen häufig das Argumentein, daß
Atomkraftwerke den Fortschritt, ei−
ne neue Technik, repräsentieren wür−
den −aufgrund der Gefahren mög−
licher Atombewaffnung sei aber ihre

Anwendung nur in den Ländern des

?real existierenden Sozialismus?

möglich. Die DGB−Führer sehen
denselben Fortschritt im Atompro−
gramm der Schmidt−Regierung ver−

wirklicht, ganz abgesehen von der

Schmidt−Regierung selbst.

DKP−Führer, Schmidt−Regierung und
Gewerkschaftsführung spielen sich
also einträchtig als Verteidiger der
modernen Produktivkräfte auf, die
den Ansturm versponnener Welt−
verbesserer und Maschinenstürmer
aufzuhalten hätten. ine

Aber.es sind nicht die AKW−Gegner,
die gegen den Fortschritt sind, son−



Schmidt−Regierung (und ebenso die
kapitalistischen Atomprogramme
Breschnews und Honeckers) stehen
einer wirklichen Sicherung der Ener−
gieversorgung und der Entwicklung
alternativer, umweltfreundlicher Me−
thoden der Energiegewinnung im
Wege. Es liegt nicht an unserer Hal−
tung zur Atomenergie an sich, daß
wir dem Atomprogramm.. der
Schmidt−Regierung entgegentreten.
Denn die Atomenergie ist eine Pro−
duktivkraft, die sicher in der einen
oder anderen Form für die Energie−
gewinnung der Menschheit m der
Zukunft eine Rolle spieien wind.
Die immer tiefere Erkenntnis der

Naturgesetze hat die Menschheit ?n

den Stand versetzt, Kräfte für ihre
Zwecke zu nützen, die stärker.

schwieriger zu handhaben sind, ais

alles bisher bekannte und
Menschheit hat es immer gelernt, mit
diesen Kräften ferüg zu werden,

Aber sie kann es nicht lernen unter
den herrschenden kapitalistischen
Verhältnissen, wo einzig der Profit,
das Verwertungsinteresse des Kapi−
tals, bestimmt, was, wie produziert
un! was geforscht wird. ?Gegen
über der Natur wie der Gesellschaft
kommt bei der heutigen Produs−

tonsweise? wie Friedrich Engels gu−

sart hat (Dialektik der Natur), ?nur
der erste handgreiflickste Erloig in

Beiracht: und dann wundert na
sich noch. dass die entiernteren

Nachwirkungen der hierauf gerichti−
ten Handlungen ganz andere, musst

entgegengesetzte sind, das die Har

monie von Nachfrage und Augebot
in deren polaren Gegensatz Uni

schlägt.? Unter imperialistischen Bu−

dingungen wird die Ennwic g der

ieressourcen nicht  beschleu−

niet. sondern aufgehalten und das

eilt für die BRD ebenso wie für die

DDR und für USA und Sowjetunion.
Die Zeit ist überreit, um solchen

geselischaftlichen Verhältnissen Platz

zu machen, in der die Verhältnisse

einem genauen Studium der Gusetz−

mäß:gkeiten der Natur und der Ge−

selischaft und der bewußten Anwen−

dung dieser Gesetze nicht im Wege
stehen, sondern sie fördern. In wel−

cher Forn und in welchem Ausmaß

die Atomenergie eingesetzt werden

kann, werden dann die Produzenten

selbst aufgrund einer ’Rlaren Lim

schätzung der Möglichkeiten der Be−

herrschung der unmittelbaren und

mittelbaren Auswirkungen der Ener−

gieproduktion bestimmen.
(Diese Frage konnte bier aur kurz

angesprochen werden. Die ROTE

FAHNE wird sich in der nächsten

Zeit eingehender mit den Fragen
einer materialistischen Haitung zur

Frage der Energiegewinnung ausein−

andersetzen.)

Das Atomprogramm
der Regierung

ist menschenfeindlich

Iul

Ene:

Das Ato?nprogramm der Schmidt−

Regierung ist keines, das der För−

derung der Entwicklung der Produk−
tivkräfte dienen könnte, im Gegen−
teil, es legt ihnen Fesseln an. Es ist

ein menschenfeindliches Programm,
das bewußt einkalkuliert:

@ Daß die Erhöhung der Radio−
aktivität in der unmittelbaren Nähe
der AKWs zu Krankheiten und Ge−
brechen. wie Krebsanfälligkeit, Leu−

r
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kämie, Genmutationen (Veränderung
der Erbanlagen) führt, die oft nicht
unmittelbar und offen auftreten,
sondern sich zum Teil erst bei spä−
teren Generationen voll auswirken
werden;

@ daß Unfälle in einer Größenord−
nung nicht ausgeschlossen werden
können, die mit dem Tod von Hun−
derttausenden von Menschen ver−
bunden sind;

@ daß die Gefährdung der Arbeiter,
Techniker und Ingenieure, die in
den AKWs oder in den Aufberei−
tungsanlagen arbeiten, daß Maß der
Gefährdung in anderen Energiewer−
ken um ein vielfaches überschreitet;

@ daß die Veränderung des Klimas,
der Wassertemperaturen der Flüsse
in der unmittelbaren Nähe der
AKWsdie elementaren Arbeits− und
Lebensbedingungen der Bauern zer−
stört:

@ daß  ?Folgeeinrichtungen?

_

wie
Atommülldeponien und Wiedcrauf−
bereitungsanlagen eingerichtet? wer−
den müssen, die ein vielfaches der
Radioaktivität an die umgebende
Luft abgeben, wie alleAKWs in der
BRD zusan?mengenommen;
@ daß die BRD von ?schlafenden
Atombomben? übersäht wird. Denn
jedes AKW, jede Wiederaufberei−
tungsanlage ist eine mit konventio−
nellen Waffen zu zündende Super−
atommine, die im Falle eines Ag−
gressionskrieges der Supermächte
nicht beseitigt werden kann. (Entge−
gen den Behauptungen der Atomin−
dustrie bieten die Betonumhüllungen
von 60 bis 100 cm keinen ausrei−
chenden Schutz. Schon ?m zweiten

Weltkrieg wurden Wandsfärken von
50 cm durchschlagen.)
Die angebliche Unabhängigkeit in
der Energieversorgung. von der die.

Schmidt−Regierung spricht. führt in
Wirklichkeit in die direkte Abhän−

gigkeit von den beiden Supermäch−
ten, die heute und auf absehbare
Zeit die einzigen Länder sind, die

angereichertes Uranliefern können.

Das Atomprogram?n der Schmidt−Re−

gierung ’st cin Energieprogramm des
Rückschritts und des Zerfais, ein

Programm des wirtschaftlichen un.

politischen Chaos. ein Program?n der

Menschenverachtung und der besin

nungslosen Profitgier, es ist ein Ku
!oß auf tönernen Füßen,

|
Die Schmidt−Regierung hotit daraut,

’ dieses menschenfeindliche Atompro−
gramm jetzt endlich realisieren zu
können. Die genauen Pläne

liegen längst in den Schubladen. Als
nächster Schritt soll das ?Gorleben−
Projekt" realisiert werden.

(Lambsdorff: ?Wenn ich davon aus−

gehe, daß in diesem Jahr die ersten
konkreten Maßnahmen für das Pro−

jekt Gorleben beginnen. bin ich

überzeugt, daß die von der Pol?tik
für notwendig gehaltenen und von
den Gerichten geforderten Entsor−

gungsvoraussetzungen sämtlich er−
füllt werden können.?)

Erst Gorleben, dann Schiag aut

Schlag das gesamte Atomprogramm.
Aber die Hoffnungen der Schmidt−

Regierung werden vergeblich sein,
wenn es den? Bürgerinitiativen ge−
lingt, sich über die nächsten Aufga−
ben im Kampf zu verständigen, wenn

«sie, den. Plänen −dex. Bourgeoisie jh−
ten.eigenenPlan entgegensetzi. |

dafür,

Was schlagen wir vor?

Unserer Meinung nach muß dazu
auf der kommenden Arbeitstagung
in Hannover vor allem über folgen−
des beraten werden:
Erstens: Der Kampf muß verstärkt
gegen das Atomprogramm der

Schmidt−Regierung im ganzen gerich−
tet werden. Versuchen der Zersplit−
terung der Bewegung, wie sie sich
auch in der Almelo−Demonstration

ausdrückten, muß entgegengetreten
werden. Wo sind die schwachen Ket−

tenglieder des Atomprogramms−der

Schmidt−Regierung und wo sind die

Konzentrationspunkte unseres Kamp−
fes? Wie, verbinden wir die Konzen−
tration auf die schwachen Ketten−

glieder mit der Arbeit in die Tiefe,
die von den einzelnen Bürgerinitia−
tiven geleistet werden muß? Wie
verstärken wir die Arbeit in der

Umgebung der AKWs, wie vergrö−
Bern wir die Zahl der Arbeiter und
Bauern, die in deu Reihen der Auti−

AKW−Bewegung kämpfen? Unserer

Meinung nach werden Konzentra−

tionspunkte des Kamples in wächstei
Zeit vor allem Gorleben und Brok−
dorf (wenn der ?Baustopp? autee−
hoben w?rd).

Zweitens: Es kommt daraut an. zah
den Versuchen der DGB−Führung
entgegenzutreten, die Arbeiter von
unserem Kampf abzuspalten. Di«

Widerlegung des Arguments, Atom−

energie sichere Arbeitsplätze, muß
besondere Sorgfalt gewidinet wier−
den. Auf die positiven Ansätze der
Gewerkschafterinitiative in NRW
und des ?Aktionskreises Leben? muls
melir Gewicht gelegt werden, pos?−
tive Beispiele müssen propagiert
werden. Anti−AKW−Gruppen in den

?
Gewerkschaften und Bürgerinitiat:−
ven müssen zusammenarbeiten.

Drittens: Die Bewegung darf ihre

Aufgaben im demokratischen Kamp!
nicht vernachlässigen. Der Politi\
der Kriminalisierung von AKW−Gea−
nern muß entschieden entgegengu−
treten werden. Das Recht auf Du−
monstrationen auf und an den AKW−

Bauplätzen muß weiter verteidigt
werden. Es ist notwendig, gegen
Stimmungen in der Bewegung anz?−

kämpfen,, die den demokratischen

Kampf .mißachten und die Bedeu−

tung der Solidarität mit verfolgten
AKW−Gegnern geringschätzen. Wür−
de solchen Stimmungen nachgege−
ben, so würden sie zu Zersetzung
der Bewegung führen und die Anti−

AKW−Bewegung von einem Großteil

derjenigen, die sich für demokrati−

sche Rechte einsetzen, isolieren. Auf
den demokratischen Kampf inner−
halb der Anti−AKW−Bewegung einen
Schwerpunkt zu legen, engt die
Breite des Zusammenschlusses nicht
ein, wie einige Leute behaupten, es
ermöglicht ihr vielmehr, sich auch
mit Kräften zusammenzuschließen,
für die der Kampf gegen das Atom−
programm nicht im Vordergrund
steht, die aber entschieden der wach−
senden faschistischen Gefahr in der
BRD entgegentreten.
Viertens: Das Arbeitstreffen sollte
zu einem Ausgangspunkt verbesser−
ter Entwicklung demokratischer
Strukturen innerhalb der Anti−AKW−

Bewegung werden. Der Austausch
von Erfahrungen und Informationen
muß vertieft, die Auseinanderset−

zung über strittige Fragen muß im
Rahmen einer solidarischen Diskus−
sion ermöglicht werden. Versuche
durch einzelne Organisationen, den
Infonmations− und Erfahrungsaus−
tausch zu monopolisieren, müssen
kritisiert werden. Positive Ansätze

wie der Info−Dienst in Nordrhein−
Westfalen sollten ausgebaut werden.
Wir schlagen vor, auf dem Arbeits−
treffen über Zeitpunkt, Ort und Vor−

bereitung einer weiteren Bundeskon−
ferenz der Bürgerinitiativen zu be−
raten.

Fünftens: Die Anti−AKW−Bewegung
muß sich größere Klarheit darüber

verschaffen, wer ihre Freunde und
wer ihre Feinde sind. Innerhalb der

Bewegung muß der Kampf gegen
den modernen Revisionismus und

gegen jede Form von selbsternann−
ten Sprechern der Bewegung ver−
stärkt werden.

treffen in Hannover ein Erfolg, da
ist ein wichtiger Schritt im Kam)

gegen den Plan der Regierung, das

Atomprogramm jetzt beschleunigt
zu verwirklichen, getan.

Das Atomprogramm
Schmidt−Regierung
muß fallen!

Werden Demonstration und

«uP

aut Rote Fahne Wr.22)%
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Lüchower Bürger fühlen sich von Atomindustrie hinters Licht geführt
Ärger nach den ersten Grundstücksverkäufenin Gorleben / CDU−Bürgermeister Kraak klagt über erpresserischen Druck

Von Hans−Peter Sattler
Lüchow

Geschlagrne zweieinhalb Stunden hielt es
Fritz Kraak auf sei::v.. Stuhl im Lüchower
Gildehaus, Dann :chritt der CDU−Bürger−
meister d::kleinen Gemeinde Trebel ent−
schlo:sen z?m Mikrofon. Seine ersten
Worte,

get
herausgepreßt, ließen die 25n

Leute in dem von Fern:chscheinwerfern
ausgeleichteten Saal verstummen. Mit ro−
tem Kopf schilderte er in knappen Sätzen
den Abluuf der bisherigen Kauf− und
Verkaufsverhandlungen für die Grundstik−
ke, auf denen die ?Deutsche Geselischaftfür
Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen"
(DWKE)bei Ciorleben das gigantische Atom− |
müll−Zentrumerrichten will. Dann brach es
aus ihm heraus. Die abgeschlossenci Ver−
träg> müßten annulliert werden, schrie er
unter tosendem Beifall, weil sie unter
erpresserischem Druck der DWK und unter
falschen Vorausselzungen abgeschlossen
worden seien. Sprach’s, atmcte tief durch
und ging zurück an seinen Platz im Saal.
Da: Forum der SPD in Lüchow, wo das

Stichwort Atommüll jedes Gespräch be−
?errscht, hatte seinen ersten Höhepunkt
erreicht. Bundesforschungsmirister Volker
Hauff, der als erstes Bonner Kabinettsmit−
glied in diesen von Zukunftsanzst geschüt−
weiten Landkreis gekommen war, erlebte
erstmals hautnah, was man in der abgelege−
nen Nordostecke der Bund:srepublik denkt.
Er machte sich Notizen, besprach sich mit
seinen Beratern und eilte nach dem Aus−
bruch Kraaks, der der Bundesregierung die

Unter stüt: des Vorgehens der DWK
vorhielt, ans Telefon. um in Bonn zusätzli−
che Informationen einzuholen. Aber noch
ging Hauff, der sich eingangs nun mit
einigen allgemeinen Sätzen zu den Proble−
men der Energieversorgurg geäußert hatte,
nicht zum Podium, um seine Haltung zu
verdeutlichen. Dort biieben die Experten
undInteressenten weiter unter sich: Carsten
Salander, der Sprecher der DWK, oder
Helmut Schmieder vom Kermforschungs−
zentrum Karlsruhe, der Bremer Kernener−
gie−Kritiker Prof, Diet»: von Fihrenstein
und Marianne Yritzen, die inermüdliche,
engagierte Sprecherin der Lüchower Bürge−
rinitiative.

Nicht? die Fachleute, nicht der Minister,
n?cht div verbohrten Kernkraftgegner des
Hamopurger ?Kommunistischen Bundes
Westdeutschland? oder die nicht minder
engstimigen Kernkraftbefürworter von der
?Europälschen Arbeiterpartei?, sondern der
stille Fritz Kraak war zu diesem Zeitpunkt
zur Zentralfigur des Forums geworden.
Seine D lung eines beinahe nebensäch−
lichen, Vorgangs, des Wechsels von Eigentü−
merrechten an Grundstücken, wurde gleich−
sam zu einer Momentaufnahme des in der
Lüchower Bevölkerung wachsenden Ge−
fühls des Hilf− und Wehrlosigkeit gegen eine
übermächtige und wohl auch unausweichli−
che Entwicklung. ?Uns wurde von der DWK
immer wieder gesagt, daß es nie wieder ein
neuts Angebot und vermutlich Enteig−
nungsverfahren ;reben werde, wenn die auf
wenige Tage befristeten Kaufangebote nicht
angenommen würden. Die Bundesregierung

hat dazu ihre Rückendeckunggegeben", rief
Kraak aus, den eine Äußerung Salanders
elektrisie:t hatte, daß Ente:gnungenja erst.
dann möglich würden, wenn das öffentliche
Interesse an der Anlage festgestellt sei.
Seine Forderung, die Verträge müßten
annulliert werden, weil sie unter falschen
"Voraussetzungen und ’udem inter erpresse−
rischem Druck zustandegekommen seien,

ing schon fast unter in der lärmenden
ustimmung des Publikums.

Wes sollte Salander auf seinem verlare−
nen Posten dazu sagen? Unter Gelachter,
versteht sich, berief er sich darauf, daß die
DWK ja nicht ihr eigenes Wohl, sondern
doch nur das der Allgemeinheit im Auge
habe. Sie wolle die ihr bei der Ener,icsiche−
rung zugefallene Aufgabe lösen und habe
sich mit den Grundstückskäufen rechtzeitig
einen Überblick verschaffen wnllen über
das ihr zur Verfügung stehende Areal. Es
habe keine Erpressung gegeben, mancher
Eigentümer hab« sogar gesagt, das Preisan−
gebot sei zu hoch, und er wolle zu diesem
Preis nicht verkaufen. Und schl?eßlich: ?In
einer freien Wirtschaft steht cs jedem frei,
ein Angebot zu machen, und jedem anderer,
ein Angebot auszuschlagen.? Die Vokabel
?Unverschämtheit? war das Harmloseste,
was ihm darauf aus dem Publikum an
Zurufen zuteil wurde.
Als Hauff endlich, es war schon spät

geworden, auf das Podium ging, hatte sich
die Erregung wieder gelegt. In seinem
gemütlichen süddeutschen Dialekt zeichne−
te er in groben Zügen das B?ld einer

Energiepolitik, die wegen der in den 81er
Jahren drohenden weltw.iten Energiever−
knappung schon jetzt \mgeienkt werden
müsse. Neue Energietechnologien müßten in
industrielle Mas duktion gehen, die
heirnische Kohle habe bri der Energi: s?che−
rung Vorrang, Kernen:rgie d?i:?« nur so
vnig wie möglich genu?zt werden. Ers’ der
Zwischenruf ?Aber wir wollen hier keinen
Dreck? brachte ?hn zu dem Thema, das im
Gildehaus allein interessie:te Ohne Um−
schwcife erklärte Hauff, «r, die Bundesre−
gierung un? die SPI? seie:: aus; ökologischen
und ökonomischen Gründen für den Bau
einer Wicderaufarbeitun.sän’ser, die für
die Zukunft selbst dann erforder! ch :.,
wenn keine neuen Kernkraftwerk: mehr in
Betz:eb genommen wurden. Ein Zu:ück zur
Natur ohne Kernenergie könne für den
Einzeinen ein gangbarer Weg sein, or
verbiete sich aber für die verantwortlichen
Politiker und die Geseilsci:aft, da dies einen
Schritt in die Armut bedeute.

Die Offenheit Hauffs, der offenließ, ob
Gorleben der endgültige Sta::dort wird und
geschickt einflocht, da3 er sc!bor erst über
die frühere Atom−Tod−Bewegungzu:"olitik
gekommen sei, mag den 250 Leuten im
Gildehaus mehr imponiert haben als seine
Argumentation. Ein Betrunkener hatsicher−
lich weder das eine noch ds andere
mitbekommen. Fritz Kraak war längst
gegangen und hörte n’−ht mehr, daß der
miide Zecherseinen stöndigen 7.wischenruf
?Der hat ja keine Ahnung

’ schließlich nur
noch zu lallen vermochte.
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Hellbergstr. 6
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BBU

Pressemitteilun &

Der geschäftsführende "orstand des BBU trat am Montag, dem 15. Mai
1978, in Gorleben zu einer außerordentlichen Sitzung zusammen, um
sich im Hinblick auf die bevorstehenden Landtagswahlen am 4. Juni
mit dem Abbau demokratischer Rechte durch die Nutzung der Atomenergiein der Bundesrepublik Deutschland und den hieraus zu ziehenden um− :
weltpolitischen Konsequenzen zu befassen. Zuvor hatte er sich zwei
Tage lang durch Bürger der Region über die gegenwärtigen Verhältnisse
ausführlich informieren lassen. Als Ergebnis sind folgende Festiteil−
lungen zu treffen: 2

1. Die Vorkommnisse um den Bau der Wiederaufbereitungsanlage und
der Atommülldeponie, die Bespitzelung der Bevölkerung du..h
private Wachkommandos, erpresserische Methoden der D#K bein
Kufkavuf der für die Wiederaufbereitungsanlage vorgesehenen Flü−
chen mit vielfach überhöhten Kaufpreisangeboten und der Drohung
der Enteignung sowie die völlig unbegründete Diffamierung von
Bürgern nit zweitem Wohnsitz als Linksextremisten, die
"die Schlacht um Gorieben" (Albrecht) vorbereiten, lassen einen
allmählichen und syetema*i.chen Abbau demuk?rtischer Rechie be−
fürchten,

2. Die Abaicht der Bundesregiering, bei der Genehmigung von aton−
technischen Anlagen künftig das Planfeststellungsverfahren zu
streichen, nimmt Gemeinden und Landkreisen die Möglichkeit,
von ihrem Recht des Einspruchs Gebrauch zu. machen. Dies trifft
in letzter Konsequenz den Bürger.

3. Alle Bedenken der Bevölkerung, der Umwelt−, Natur− und Lebens−
schutzverbände sowie qualifizierter Wissenschaftler gegen den
Ausbau der Atomenergie sind bisher von den drei großen Parteien
CDU/CSU, SPD und FDP undbeachtet geblieben,

: "

Der geschäftsführende Vorstand des EBU empfiehlt daher allen kriti−
schen Bürgern und den Mitgliedern von Bürgerinitiativen, ie Interesse
der Erhaltung und des Fortbestandes unserer freiheitlichen demokra−
tischen Grundordnung am 4. Juni nur solchen Kandidaten die Stinme zu
geben, die die Gewähr hierfür bieten und darüber hinaus sich öifent−
lich und eindeutig gegen das Atomprograsm der Bundesregierung aus−
sprechen. Insbesondere die Jugend, die ein legitimes Interesse an der
demokratischen Weiterentwicklung unseres Staates hat, ist aufgerufen,
em 4. Juni zu wählen und ihr Wahlverhalten an den obengenannten
Aspekten zu orientieren, weil es ums Überleben und um eine gesunde
Zukunft geht,

der geschäftsführende Vorstand
des EBU

Snehintoriont Mrertin Mombaugr, der Spitzenkandidat der GLU ist

Varstandem..gliei des BRU.
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Hartes Ringen um Fristen und Bedingungen

Erst 34 haben bedingungslos verkauft
DWKhafdieentscheidenden Grundstücke um Gorleben noch nicht erwerben können
Von Dieter Tasch

R Lüchow/Hannover
Der Versuch, unter hartem Druck und in

kürzester Frist das vorläufig als Standort
für die geplante atomare Wiederaufarbei−
tungsanlage

ee
Gelände im Kreis

Lüchow−Dannenberg zu erwerben,ist
ge−scheiter?. Die Deutsche Gesellschaft

fü

Wiederaufarbei von Kernbrennstoffen
in Hannover (DWK) ist bisher nicht im
Besitz der entscheidenden zentral gelegenen
Grundstücke. Sie mußte bereits die Ver−
handlungsfrist bis zum 16. Juli verlängern.
Ihre Methoden haben jedoch die derkbar
schlechteste Stimmungin der Bevölkerung
hervorgerufen, die nicht nur gegen die
DWK,sondern auch gegen die Bundes− und
Landesregierung aufgebrachtist.
Das hat auch die Arbeitsgruppe For−

schung und Technologie der CDU/CSU−|
Bundestagsfraktion zu spüren bekommen,
die am Donnerstag und Freitag den nordöst−
lichen Zipfel Nedeschks ereist. ?Was
wollen die jetzt noch hier?, fragte ein
prominenter örtlicher CDU−Vertreter em−
pört, ?die hätten vor Wochen kommen
müssen.?

Dieser Vorwurf, keinen Beistand gegeben
zu haben. als die DWK den Landverkauf bis
zum 2. Mai erzwingen wollie, wird auch
gegenüber der Landesregierung in Hanno−
ver und der Bundesregierung laut. ?Die
baben uns alle hängen lassen?, klagt der
Landwirt Heinz−Horst Gauster in Marleben.
Der Bürgermeister der am meisten durch

die Anlage betroffenen Samtgemeinde Tre−
bel, zu der auch Marleben gehört, Fritz
Kraak, suchte, unterstützt von dem CDU−
Bundestagsabgeordneten Horst Schröder,
vier Bonner Ministerien auf. ?Überall habe
ich gehört, das Vorgehen der DWK werde
nicht gebilligt, aber keiner hat etwas
dagegen unternommen.?
Die DWK hatte anscheinend eglaubt, die

Grundstückseigentümer überrollen zu kön−
nen. Am 22. März schickte der DWK−
Vorstand in Hannover an alle 62 im
Grundbuch eingetragenen Eigentümer des
rund 12 Quadratkilometer großen Geländes

zwischen Trebel, Gorleben und Gartow die
Aufforderung, mit ihm bis zum 2. Mai einen
Kaufvertrag abzuschließen. Derfertige Ver−
trag, in den nur noch Daten und Unter−
schrift einzusetzen waren, wurde gleich
beigefügt. Schlichte Gemüter, die nicht
jeden Tag notarielle Verträge in den Händen
halten, mußten aus dem Notarswappen, dem
springenden Niedersachsenroß, auf einen

anlichen
Charakter des Dokuments schlie−

en.

Einer der Grundstückseigentümer unter−
schrieb sofort. Sein Anwesen sollte, das war
kreisbekannt, zwangsversteigert werden.
?Der hat doch nur auf den warmen Regen
aus Hannover gewartet?, heißt es. Damit |
und mit den Unterschriften einiger anderer
Landbesitzer hatte die DWK eine Bresche in
die Front der Eigentümer geschlagen, die
sich zuvor in einem Verein zusammernge−
schlossen hatten.
Wer verkauft hatte, konnten die Bewoh−

ner der Dörfer bald feststellen, obwohidie
DWK heute noch nicht einmal genaueZahlen nennenwill. Denn vor verschiedenen
Häusern fuhren in regelmäßigen Abständen
Fahrzeuge mit Stader Kennzeichen vor. In
ihnen saßen zivil gekle?dete Männer, diessich
mancherorts als Polizisten ausgegeben ha−
ben sollen. Die Männer gehörten dem Wach−
und Kontrolldienst Wachkommando Nord
aus Stade an, einem Privatunternehmen, das
von der DWK angeheuert worden war.

Mehrere Bewohner beschwertensich beim
Bürgermeister Kraak über die Wachmänner,
durch die sie sich belästigt fühlten. Von
ihrem Auftrag hatte die DWK weder die
Gemeinden noch den Kreis unterrichtet.
?Ich kann mir vorstellen, daß tatsächlich
einige der Eigentümer,die als erste verkauf−
ten, die DWK um Schutz gebeten hatten?,
meinte Kraak.
Wann und wo sich der verbliebene harte

Kern der Grundstückseigentümer trifft,
wird öffentlich nicht mehr gesagt. Sie
möchten unter sich erst einmal klären, wie
sie gegenüber der DWK. weiter vorgehen
wollen. Von den 62

°
jntümern haben

bisher nur 34 bedingun,..ös verkauft Acht
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haben ein Rücktrittsrecht vom Kaufvertrag
innerhalb von sechs Wochen, zehn eine
Fristverlängerung ausgehandelt, wobeidie−
se Frist jedoch von unterschiedlicher Dauer
ist.

Am Tag vor Ablauf des DWK−Ultimatums
rangen am 1. Mai etwa 25 der Eigentümer
sieben Stunden lang mit den DWK−Vor−
standsmitgliedern Günther Scheuten und
Carsten Salander über die Verträge. ?Wir
hatten cie Faust des Terminablaufs im
Nacken?, berichtet Kraak. Zugestanden
wurde lediglich eine Fristverlängerung bis
zum 16. Juni, urd nur, um in dieser Zeit
über fünf zusätzliche Punkte, nicht über
mehr über den eigentlichen Vertrag zu
verhandeln. Gerade den Landwirten unter
den Eigentümern sind diese Punkte jedoch
wichtig, weil zi?m Beispiel die Frage des
Ausgleichs von Folgeschäden bei einem Bau
der Atomanlage bisher mit keinem Satz
geregeltist.

Die Dauersitzung fand am 1. Mai beim
Vorsitzenden des Eigentümervereins statt,
im Schloß Gartow des Grafen Andreas von
Bernstorff. Für ihn brachte der Maiabend
eine Überraschung. Als Scheuten sich von
Bernstorff verabschiedete, ?zwischen Tür
und Angel?, in Abwesenheit der anderen
Eigentümer, gestand er Bernsto: als
einzigem eine Frist bis zum 16. Juli zu.
?Damit will die DWK uns auseinander−

bringen?, kommentiert Kraak. Bernstorff ist
mit ungefähr 600 Hektar der größte unter
den Eigentümern. Rund 26 Millionen Mark
hai die DWK ihm geboten, bei 4,10 Mark pro
Quadratmeter wie den anderen auch. Ent−
scheidend ist jedoch, daß die Bernstorff−
schen Flächen den zentralen Bereich des
vorgesehenen Geländes einnehmen.

Bernstorff hat öffentlich von Anfang an
erklärt, er werde sein Land nicht verkaufen.
Dabei ist er bisher geblieben. Er kann sich
in seiner Haltung durch die der Kirche
bestärkt sehen, deren Patronatsherr er ist.
Wederdie Kapellengemeinde Gorleben noch
die Kirchengemeinde Gartow, so habenihre
Vorstände zu Protokoil gezeben, den
ihre Grundstücke an die DWK verkausen
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Zu den Parkmöglichkeiten:

wir haben keine Parkplätze reserviert, da das zu teuer ist. Auf dem
Plan haben wir eingezeichnet, wo wahrscheinlich Parkmöglichkeiten vor−
handen sind. Falls diese alle besetzt sein sollten, könnt ihr die
Parkhäuser in der Innenstadt benutzen, die ebenfalss auf dem Plan mar−
kiert sind. Kostenfaktor: höchstens DM 4,50 pro Taq.

Die Busse sollten erst mal zum Welfenplatz fahren und die Leute dort

aussteigen. Anschließend Bekanntgabe der Parkplätze.

Anfahrten per Autobahn:

Richtung Süden − Abfahrt Hannover−Herrenhausen

Richtung Norden/Osten − Abfahrt Hannover−Langenhagen »

Richtung Frankfurt/Kassel − Hannover−Messe, Esso−Hotel.

An diesen Stellen könnt ihr euch Informationen holen.

Treff: Samstag, den 10.06.78, 10.00 Uhr −
Welfenplatz

Kontaktadressen: Tel. 0511 − 31 91 82

Jugendzentrum Glocksee, Glockseestraße (Te1. 0511 −
18774) am Wochenende

Rechtsanwälte:

Plähn Tel. 0511 − 45 60 26
Klawitter Tel. 0511 − 45 32 43


